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66. Gesetz vom 6. Mai 1998, mit dem das Beamten- und Lehrer-Kran-
ken- und Unfallfürsorgegesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Beamten- und Lehrer-Kranken- und Un-

fallfürsorgegesetz, LGBl. Nr. 42/1979, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 79/1996,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 1 werden im ersten Satz
das Zitat „(§ 1 des Landeslehrer-Dienstrechts-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 201/1996)“ durch
das Zitat „(§ 1 des Landeslehrer-Dienstrechts-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 46/1998)“ und 
das Zitat „(§ 1 des Land- und forstwirtschaftli-
chen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985,
BGBl. Nr. 296, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. Nr. 201/1996)“ durch das Zitat
„(§ 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl.
Nr. 296, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 47/1998)“ ersetzt.

2. Im Abs. 2 des § 1 wird in der lit. a das 
Zitat „zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 434/1995“ durch das Zitat „zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997“ ersetzt. 

3. Im Abs. 2 des § 1 hat die lit. c zu lauten:
„c) soweit sich der beurlaubte Beamte durch

eine bis längstens drei Monate ab dem Antritt
des Urlaubes gegen Entfall der Bezüge abzu-
gebende schriftliche Erklärung verpflichtet, für
die gesamte Dauer des Urlaubes gegen Entfall
der Bezüge oder für einen datumsmäßig zu
bezeichnenden Teil hievon die im § 4 Abs. 6 be-
stimmten Beiträge zu entrichten.“

4. Der Abs. 3 des § 1 hat zu lauten:
„(3) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht auch

für Personen, bei denen nach der Auflösung des
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 

a) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Karenzurlaubsgeld nach dem Tiroler Karenzur-
laubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für die Dauer
des Bezuges dieser Leistung und darüber hin-
aus bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres
des Kindes, oder

b) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Sonderkarenzurlaubsgeld nach dem Tiroler
Karenzurlaubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für
die Dauer des Bezuges dieser Leistung.“

5. Im Abs. 2 des § 2 wird in der Z. 1 der lit. a
das Zitat „zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 201/1996“ durch das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998“
ersetzt.

6. Im Abs. 2 des § 2 wird in der lit. c die
Wortfolge „und höchstens bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres“ aufgehoben.

7. Die Abs. 2 und 3 des § 4 haben zu lauten:
„(2) Grundlage für die Bemessung der Bei-

träge (Bemessungsgrundlage) ist
a) bei Beamten des Dienststandes der Gehalt

zuzüglich der Kinderzulage, der ruhegenußfä-
higen Zulagen, der Zulagen, die Anspruch auf
eine Zulage zum Ruhegenuß begründen, und
der anspruchsbegründenden Nebengebühren
im Sinne des Nebengebührenzulagengesetzes,
BGBl. Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 138/1997, mit Ausnahme
der während eines Präsenzdienstes nach § 2 
lit. e des Landesbeamtengesetzes 1994, LGBl.
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Nr. 19, in der jeweils geltenden Fassung gebüh-
renden Bezüge; wird auf Grund dienstrecht-
licher Vorschriften der Bezug gekürzt oder ver-
mindert, so ist Bemessungsgrundlage der
gekürzte oder verminderte Bezug; Grundlage
für die Bemessung der Beiträge bei Kürzung,
teilweisem oder gänzlichem Entfall der Bezüge
nach den §§ 6 bis 9 des Landesbeamtengeset-
zes 1994 sowie bei teilweisem oder gänzlichem
Verzicht auf die Bezüge ist, soweit in der lit. e
nichts anderes bestimmt ist, die letzte vor der
Herabsetzung der Bezüge bestandene, um all-
fällige allgemeine Bezugserhöhungen anzu-
hebende Beitragsgrundlage;

b) bei Empfängern von Ruhe-, Versorgungs-
oder Unterhaltsbezügen der in einem Kalen-
dermonat gebührende Ruhe-, Versorgungs-
oder Unterhaltsbezug einschließlich einer all-
fälligen Nebengebührenzulage;

c) bei Sprengeltierärzten im Sinne des Tiroler
Sprengeltierärztegesetzes 1989, LGBl. Nr. 73, 
in der jeweils geltenden Fassung die für die Be-
messung des Ruhebezuges maßgebende Grund-
lage zuzüglich eines Betrages in der Höhe der
Kinderzulage, die einem Beamten der Allgemei-
nen Verwaltung gleichen Familienstandes zu-
steht, einschließlich allfälliger Teuerungszu-
lagen;

d) bei Beamten, denen während der Dauer
eines Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge
ein Anspruch im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. c zu-
steht, die letzte vor der Beurlaubung bestan-
dene, um allfällige allgemeine Bezugserhö-
hungen anzuhebende Bemessungsgrundlage
im Sinne der lit. a, sofern nicht lit. e Anwen-
dung findet;

e) bei Personen, denen 
1. ein Urlaub gegen Einstellung der Bezüge

nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1993,
dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1993 gewährt
wurde, für die Dauer des Anspruches auf Ka-
renzurlaubsgeld und darüber hinaus für die
Dauer des Urlaubes gegen Einstellung der Be-
züge, längstens jedoch bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes,

2. ein Anspruch auf Sonderkarenzurlaubs-
geld nach dem Tiroler Karenzurlaubsgeld-
gesetz 1993 zusteht, für die Dauer dieses An-
spruches
der doppelte Betrag des monatlichen Karenz-
urlaubsgeldes, das gebührt oder gebührt hat,
bzw. der doppelte Betrag des Sonderkarenzur-
laubsgeldes.

(3) In den Monaten, in denen dem An-
spruchsberechtigen Sonderzahlungen (§ 3

Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 30/1998, § 28 des Pensionsgesetzes 1965,
BGBl. Nr. 340, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 30/1998) gebühren oder in den
Fällen des Abs. 2 lit. a dritter Teilsatz und Abs. 2
lit. d gebühren würden, erhöht sich die Bemes-
sungsgrundlage nach Abs. 2 um den Betrag der
Sonderzahlung.“ 

8. Im Abs. 5 des § 11 hat der dritte Satz zu
lauten:

„Fahrtkosten sind jedoch nur zu ersetzen, so-
weit sie den Fahrpreis für die Hin- und Rück-
fahrt mit dem billigsten öffentlichen Verkehrs-
mittel innerhalb der Landeshauptstadt Inns-
bruck übersteigen.“

9. Der Abs. 2 des § 18 hat zu lauten:
„(2) Ist der Angehörige weder nach sozial-

versicherungsrechtlichen Vorschriften kran-
kenversichert noch gegenüber einer Kranken-
fürsorgeeinrichtung eines öffentlich-recht-
lichen Dienstgebers anspruchsberechtigt und
handelt es sich um eine Person, die vom § 2
Abs. 1 oder 2 FSVG, BGBl. Nr. 624/1979, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
139/1997, bzw. vom § 5 Abs. 1 GSVG, BGBl.
Nr. 560/1978, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 139/1997, erfaßt ist oder die eine
Pension nach einem dieser Bundesgesetze be-
zieht, so besteht nur ein Anspruch auf einen all-
fälligen Differenzbetrag zwischen den tarif-
mäßig vorgesehenen Leistungen der Versiche-
rungsanstalt öffentlich Bediensteter und den
Leistungen nach diesem Gesetz.“

10. § 21 hat zu lauten:

„§ 21
Übergang von Schadenersatzansprüchen
(1) Sind Leistungen nach diesem Unterab-

schnitt infolge eines Ereignisses erbracht wor-
den, aus dem einem Anspruchsberechtigten
oder seinen Angehörigen gesetzliche Schaden-
ersatzansprüche gegen einen Dritten zustehen,
so gehen diese Ansprüche, soweit sie zur Dek-
kung des Aufwandes für Leistungen bestimmt
sind, die den nach den Bestimmungen dieses
Unterabschnittes erbrachten Leistungen ent-
sprechen, bis zur Höhe des dem Land erwach-
senen Aufwandes auf dieses über.

(2) Sind Leistungen vom Fonds nach dem
Tiroler Krankenanstaltenfinanzierungsfonds-
gesetz, LGBl. Nr. 24/1997, in der jeweils gel-
tenden Fassung infolge eines Ereignisses er-
bracht worden, aus dem einem Anspruchsbe-
rechtigten oder seinen Angehörigen gesetzliche
Schadenersatzansprüche gegen einen Dritten
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zustehen, so gehen diese Ansprüche in der Höhe
der Aufwendungen des Fonds, die nach § 41b
Abs. 1 des Tiroler Krankenanstaltengesetzes
von der Krankenanstalt in Rechnung gestellt
werden, auf das Land über. Das Land hat dem
Fonds 55 v. H. der Regreßeinnahmen zu über-
weisen, womit auch der anteilsmäßige Verwal-
tungskostenersatz für die Geltendmachung ab-
gegolten ist.

(3) Die nach den Abs. 1 und 2 dem Land zu-
geflossenen Beträge sind dem Sondervermögen
zuzuführen.“

11. Im § 22 haben die lit. a bis c zu lauten:
„a) An die Stelle des im § 1 Abs. 2 lit. a und

im § 4 Abs. 2 lit. e Z. 1 angeführten Tiroler
Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1993 tritt das
Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 651/
1989, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 61/1997.

b) An die Stelle des im § 1 Abs. 3 lit. a und b
und im § 4 Abs. 2 lit. e Z. 2 angeführten Tiro-
ler Karenzurlaubsgeldgesetzes 1993 tritt das
Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBl. Nr. 395/1974,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
138/1997.

c) An die Stelle der im § 4 Abs. 2 lit. a ange-
führten Bestimmung des Landesbeamtengeset-
zes 1994 tritt § 42 des Heeresgebührengesetzes
1992, BGBl. Nr. 422, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998.“

12. Im Abs. 1 des § 27 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 201/
1996“ durch das Zitat „zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998“ ersetzt.

13. Im Abs. 1 des § 33 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 622/
1994“ durch das Zitat „zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 131/1997“ ersetzt.

14. Im § 78 wird das Zitat „zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 665/1994“ durch
das Zitat „zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 61/1997“ ersetzt.

Artikel II
§ 4 Abs. 2 lit. a und d in der bis zum Ablauf

des 31. August 1998 geltenden Fassung ist auf
die Bemessung von Beiträgen weiterhin anzu-
wenden, wenn der zugrundeliegende Zeitraum,
für den die Bezüge gekürzt oder eingestellt wur-
den, vor dem 1. September 1998 begonnen hat.

Artikel III
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit in den Abs. 2

bis 6 nichts anderes bestimmt ist, mit dem
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Art. I Z. 4, Z. 7, soweit damit § 4 Abs. 2
lit. e in Geltung gesetzt wird, und Z. 11, soweit
darin auf § 4 Abs. 2 lit. e verwiesen wird, tritt
mit 1. August 1996 in Kraft.

(3) Art. I Z. 6 tritt mit 1. Oktober 1996 in
Kraft.

(4) Art. I Z. 10 tritt mit 1. Jänner 1997 in
Kraft. 

(5) Art. I Z. 9 tritt mit 1. Jänner 1998 in 
Kraft.

(6) Art. I Z. 3, Z. 7, soweit damit § 4 Abs. 2
lit. a und d in Geltung gesetzt wird, und Z. 8 
tritt mit 1. September 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Gemeindebeamten- Kranken- und Un-

fallfürsorgegesetz, LGBl. Nr. 48/1979, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 80/1996,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 1 wird in der lit. a das Zi-
tat „zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 434/1995“ durch das Zitat „zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997“ ersetzt.

2. Im Abs. 2 des § 1 hat die lit. c zu lauten:
„c) soweit sich der beurlaubte Beamte durch

eine bis längstens drei Monate ab dem Antritt
des Urlaubes gegen Entfall der Bezüge abzu-
gebende schriftliche Erklärung verpflichtet, für
die gesamte Dauer des Urlaubes gegen Entfall
der Bezüge oder für einen datumsmäßig zu be-
zeichnenden Teil hievon die im § 4 Abs. 6 be-
stimmten Beiträge zu entrichten.“

3. Der Abs. 3 des § 1 hat zu lauten:
„(3) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht auch

für Personen, bei denen nach der Auflösung des
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses

a) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Karenzurlaubsgeld nach dem Tiroler Karenzur-
laubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für die Dauer
des Bezuges dieser Leistung und darüber hin-
aus bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres
des Kindes, oder

b) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Sonderkarenzurlaubsgeld nach dem Tiroler Ka-
renzurlaubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für die
Dauer des Bezuges dieser Leistung.“

4. Im Abs. 2 des § 2 wird in der Z. 1 der lit. a
das Zitat „zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 201/1996“ durch das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998“
ersetzt.

5. Im Abs. 2 des § 2 wird in der lit. c die Wort-
folge „und höchstens bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres“ aufgehoben.

6. Die Abs. 2 und 3 des § 4 haben zu lauten:
„(2) Grundlage für die Bemessung der Bei-

träge (Bemessungsgrundlage) ist:
a) bei Beamten des Dienststandes der Gehalt

zuzüglich der Kinderzulage, der ruhegenuß-
fähigen Zulagen, der Zulagen, die Anspruch auf
eine Zulage zum Ruhegenuß begründen, und der
anspruchsbegründenden Nebengebühren im
Sinne des Nebengebührenzulagengesetzes,

BGBl. Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 138/1997, mit Ausnahme der
während eines Präsenzdienstes nach § 2 lit. e des
Landesbeamtengesetzes 1994, LGBl. Nr. 19, in
der jeweils geltenden Fassung gebührenden Be-
züge; wird auf Grund dienstrechtlicher Vor-
schriften der Bezug gekürzt, vermindert oder
stillgelegt, so ist Bemessungsgrundlage, soweit
in der lit. d nichts anderes bestimmt ist, der letzte
vor der Kürzung, Verminderung oder Stillegung
bestandene, um allfällige allgemeine Bezugser-
höhungen anzuhebende Bezug; dies gilt nicht
für Kürzungen des Bezuges im Sinne der §§ 50a
und 50b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998;

b) bei Empfängern von Ruhe-, Versorgungs-
oder Unterhaltsbezügen der in einem Kalender-
monat gebührende Ruhe-, Versorgungs- oder
Unterhaltsbezug einschließlich einer allfälligen
Nebengebührenzulage; wird auf Grund dienst-
rechtlicher Vorschriften der Ruhe-, Versor-
gungs- oder Unterhaltsbezug gekürzt oder still-
gelegt, so ist Bemessungsgrundlage der letzte
vor der Kürzung oder Stillegung bestandene,
um allfällige allgemeine Bezugserhöhungen
anzuhebende Bezug;

c) bei Beamten, denen während der Dauer
eines Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge
ein Anspruch im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. c zu-
steht, die letzte vor der Beurlaubung bestan-
dene, um allfällige allgemeine Bezugserhöhun-
gen anzuhebende Bemessungsgrundlage im
Sinne der lit. a, sofern nicht lit. d Anwendung
findet;

d) bei Personen, denen
1. ein Urlaub gegen Einstellung der Bezüge

nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1993,
dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1993 gewährt
wurde, für die Dauer des Anspruches auf Ka-
renzurlaubsgeld und darüber hinaus für die
Dauer des Urlaubes gegen Einstellung der Be-
züge, längstens jedoch bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes,

2. ein Anspruch auf Sonderkarenzurlaubs-
geld nach dem Tiroler Karenzurlaubsgeld-
gesetz 1993 zusteht, für die Dauer dieses An-
spruches
der doppelte Betrag des monatlichen Karenzur-
laubsgeldes bzw. Sonderkarenzurlaubsgeldes;

67. Gesetz vom 6. Mai 1998, mit dem das Gemeindebeamten-Kran-
ken- und Unfallfürsorgegesetz geändert wird
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e) bei Anspruchsberechtigten nach § 1 Abs. 4
der lohnsteuerpflichtige Teil ihrer Entschädi-
gung nach § 14 des Stadtrechtes der Landes-
hauptstadt Innsbruck 1975 bzw. der Bezug nach
den §§ 6 und 9 des Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetzes 1998, LGBl. Nr. 25, in der jeweils gel-
tenden Fassung;

f) bei Anspruchsberechtigten nach § 1 Abs. 5
der lohnsteuerpflichtige Teil ihres außerordent-
lichen Versorgungsgenusses.

(3) In den Monaten, in denen dem An-
spruchsberechtigten Sonderzahlungen (§ 3
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 30/1998, § 28 des Pensionsgesetzes 1965,
BGBl. Nr. 340, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 30/1998) gebühren oder im
Falle des Abs. 2 lit. c gebühren würden, erhöht
sich die Bemessungsgrundlage nach Abs. 2 um
den Betrag der Sonderzahlung.“

7. Im Abs. 5 des § 10 hat der dritte Satz zu
lauten:

„Fahrtkosten sind jedoch nur zu ersetzen, so-
weit sie den Fahrpreis für die Hin- und Rück-
fahrt mit dem billigsten öffentlichen Verkehrs-
mittel innerhalb der Landeshauptstadt Inns-
bruck übersteigen.“

8. Der Abs. 2 des § 17 hat zu lauten:
„(2) Ist der Angehörige weder nach sozial-

versicherungsrechtlichen Vorschriften kran-
kenversichert noch gegenüber einer Kranken-
fürsorgeeinrichtung eines öffentlich-rechtli-
chen Dienstgebers anspruchsberechtigt und
handelt es sich um eine Person, die vom § 2
Abs. 1 oder 2 FSVG, BGBl. Nr. 624/1979, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
139/1997, bzw. vom § 5 Abs. 1 GSVG, BGBl.
Nr. 560/1978, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 139/1997, erfaßt ist oder die eine
Pension nach einem dieser Bundesgesetze be-
zieht, so besteht nur ein Anspruch auf einen all-
fälligen Differenzbetrag zwischen den tarif-
mäßig vorgesehenen Leistungen der Versiche-
rungsanstalt öffentlich Bediensteter und den
Leistungen nach diesem Gesetz.“

9. § 20 hat zu lauten:

„§ 20
Übergang 

von Schadenersatzansprüchen
(1) Sind Leistungen nach diesem Abschnitt

infolge eines Ereignisses erbracht worden, aus
dem einem Anspruchsberechtigten oder seinen
Angehörigen gesetzliche Schadenersatzan-
sprüche gegen einen Dritten zustehen, so gehen
diese Ansprüche, soweit sie zur Deckung des

Aufwandes für Leistungen bestimmt sind, die
den nach den Bestimmungen dieses Abschnit-
tes erbrachten Leistungen entsprechen, bis zur
Höhe des der Stadtgemeinde Innsbruck er-
wachsenen Aufwandes auf diese über.

(2) Sind Leistungen vom Fonds nach dem
Tiroler Krankenanstaltenfinanzierungsfonds-
gesetz, LGBl. Nr. 24/1997, in der jeweils gel-
tenden Fassung infolge eines Ereignisses er-
bracht worden, aus dem einem Anspruchsbe-
rechtigten oder seinen Angehörigen gesetzliche
Schadenersatzansprüche gegen einen Dritten
zustehen, so gehen diese Ansprüche in der Höhe
der Aufwendungen des Fonds, die nach § 41b
Abs. 1 des Tiroler Krankenanstaltengesetzes
von der Krankenanstalt in Rechnung gestellt
werden, auf die Stadtgemeinde Innsbruck über.
Die Stadtgemeinde Innsbruck hat dem Fonds
55 v. H. der Regreßeinnahmen zu überweisen,
womit auch der anteilsmäßige Verwaltungs-
kostenersatz für die Geltendmachung abgegol-
ten ist.

(3) Die nach den Abs. 1 und 2 der Stadtge-
meinde Innsbruck zugeflossenen Beträge sind
dem Sondervermögen zuzuführen.“

10. Im Abs. 1 des § 24 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 201/
1996“ durch das Zitat „zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998“ ersetzt.

11. Im Abs. 1 des § 28 wird der Klammer-
ausdruck „(bei Funktionären die nach § 14 des
Stadtrechtes der Landeshauptstadt Innsbruck
1975 im Monat gebührende Entschädigung)“
durch den Klammerausdruck „(bei Funktio-
nären die nach § 14 des Stadtrechtes der Lan-
deshauptstadt Innsbruck 1975 im Monat ge-
bührende Entschädigung bzw. der nach den §§ 6
und 9 des Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes
1998 im Monat gebührende Bezug)“ ersetzt.

12. Im Abs. 1 des § 30 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 622/
1994“ durch das Zitat „zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 131/1997“ ersetzt.

13. § 38 hat zu lauten:

„§ 38
Übergang 

von Schadenersatzansprüchen
§ 20 Abs. 1 und 2 ist sinngemäß anzuwen-

den.“
14. Im Abs. 2 des § 70 hat die lit. c zu lau-

ten: 
„c) soweit sich der beurlaubte Beamte durch

eine bis längstens drei Monate ab dem Antritt
des Urlaubes gegen Entfall der Bezüge abzu-
gebende schriftliche Erklärung verpflichtet, für
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die gesamte Dauer des Urlaubes gegen Entfall
der Bezüge oder für einen datumsmäßig zu be-
zeichnenden Teil hievon die im § 83 bestimm-
ten Beiträge zu entrichten.“

15. Die Abs. 3 und 4 des § 70 haben zu lauten:
„(3) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht auch

für Personen, bei denen nach der Auflösung des
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses

a) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Karenzurlaubsgeld nach dem Tiroler Karenzur-
laubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für die Dauer
des Bezuges dieser Leistung und darüber hin-
aus bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres
des Kindes, oder

b) die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Sonderkarenzurlaubsgeld nach dem Tiroler
Karenzurlaubsgeldgesetz 1993 vorliegen, für
die Dauer des Bezuges dieser Leistung.

(4) Ein Anspruch nach Abs. 1 besteht auch
für den Bürgermeister, der nicht nach anderen
gesetzlichen Bestimmungen krankenversichert
ist oder gegenüber einer Krankenfürsorgeein-
richtung eines anderen öffentlich-rechtlichen
Dienstgebers Ansprüche geltend machen kann,
für die Dauer seiner Funktion für sich und sei-
ne Angehörigen (§ 2).“

16. Im § 70 wird folgende Bestimmung als
Abs. 5 angefügt:

„(5) Auf die Ansprüche nach den Abs. 1 bis 4
finden die Bestimmungen der §§ 8 bis 20 sinn-
gemäß Anwendung.“

17. Im Abs. 2 des § 72 wird nach dem ersten
Satz folgender Satz eingefügt:

„Dem Gemeindeverband gehören die Ge-
meinden auch dann und so lange an, als deren
Bürgermeister nach § 70 Abs. 4 anspruchs-
berechtigt ist.“

18. Der Abs. 2 des § 83 hat zu lauten:
„(2) Grundlage für die Bemessung der

Beiträge (Bemessungsgrundlage) ist:
a) bei Beamten des Dienststandes der Gehalt

zuzüglich der Kinderzulage, der ruhegenuß-
fähigen Zulagen, der Zulagen, die Anspruch auf
eine Zulage zum Ruhegenuß begründen, und
der anspruchsbegründenden Nebengebühren
im Sinne des Nebengebührenzulagengesetzes,
mit Ausnahme der während eines Präsenzdien-
stes nach § 2 lit. e des Landesbeamtengesetzes
1994 gebührenden Bezüge; wird auf Grund
dienstrechtlicher Vorschriften der Bezug ge-
kürzt, vermindert oder stillgelegt, so ist Bemes-
sungsgrundlage, soweit in der lit. e nichts an-
deres bestimmt ist, der letzte vor der Kürzung,
Verminderung oder Stillegung bestandene, um
allfällige allgemeine Bezugserhöhungen anzu-
hebende Bezug; dies gilt nicht für Kürzungen

des Bezuges im Sinne der §§ 50a und 50b des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979;

b) bei Empfängern von Ruhe-, Versorgungs-
oder Unterhaltsbezügen der in einem Kalen-
dermonat gebührende Ruhe-, Versorgungs-
oder Unterhaltsbezug einschließlich einer all-
fälligen Nebengebührenzulage; wird auf Grund
dienstrechtlicher Vorschriften der Ruhe-, Ver-
sorgungs- oder Unterhaltsbezug gekürzt oder
stillgelegt, so ist Bemessungsgrundlage der
letzte vor der Kürzung oder Stillegung be-
standene, um allfällige allgemeine Bezugser-
höhungen anzuhebende Bezug;

c) bei Sprengelärzten des Dienststandes der
doppelte Gehalt eines hinsichtlich des Fami-
lienstandes vergleichbaren Landesbeamten der
Dienstklasse VI, Gehaltsstufe 6, einschließlich
der Verwaltungsdienstzulage, der Personalzu-
lage und der Kinderzulage;

d) bei Beamten, denen während der Dauer ei-
nes Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge ein
Anspruch im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. c zusteht,
die letzte vor der Beurlaubung bestandene, um
allfällige allgemeine Bezugserhöhungen anzu-
hebende Bemessungsgrundlage im Sinne der
lit. a, sofern nicht lit. e Anwendung findet;

e) bei Personen, denen
1. ein Urlaub gegen Einstellung der Bezüge

nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1993,
dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1993 gewährt
wurde, für die Dauer des Anspruches auf Ka-
renzurlaubsgeld und darüber hinaus für die
Dauer des Urlaubes gegen Einstellung der Be-
züge, längstens jedoch bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes,

2. ein Anspruch auf Sonderkarenzurlaubs-
geld nach dem Tiroler Karenzurlaubsgeldge-
setz 1993 zusteht, für die Dauer dieses An-
spruches
der doppelte Betrag des monatlichen Karenzur-
laubsgeldes bzw. Sonderkarenzurlaubsgeldes;

f) bei Anspruchsberechtigten nach § 70
Abs. 4 der Bezug nach den §§ 3 und 11 des
Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes 1998.“

19. Im Abs. 1 des § 84 wird nach dem ersten
Satz folgender Satz eingefügt:

„Dasselbe gilt hinsichtlich der monatlichen
Zuwendungen für den nach § 70 Abs. 4 an-
spruchsberechtigten Bürgermeister.“

Artikel II
(1) § 1 Abs. 2 lit. c in der Fassung des Art. I

Z. 2 ist erstmals auf jene Personen anzuwen-
den, die nach dem 1. September 1998 den Ur-
laub gegen Entfall der Bezüge antreten.
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(2) § 4 Abs. 2 lit. a, b und c und § 83 Abs. 2
lit. a, b und d in der bis zum Ablauf des 
31. August 1998 geltenden Fassung ist auf die
Bemessung von Beiträgen weiterhin anzuwen-
den, wenn der zugrundeliegende Zeitraum, für
den die Bezüge gekürzt, vermindert oder still-
gelegt werden, vor dem 1. September 1998 be-
gonnen hat. 

Artikel III
(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft, soweit in den
Abs. 2 bis 7 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. I Z. 3, Z. 6, soweit damit § 4 Abs. 2
lit. d in Geltung gesetzt wird, Z. 15, soweit
damit § 70 Abs. 3 in Geltung gesetzt wird, und

Z. 18, soweit damit § 83 Abs. 2 lit. e in Geltung
gesetzt wird, tritt mit 1. August 1996 in Kraft.

(3) Art. I Z. 5 tritt mit 1. Oktober 1996 in
Kraft.

(4) Art. I Z. 9 und Z. 13 tritt mit 1. Jänner
1997 in Kraft.

(5) Art. I Z. 8 tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft.
(6) Art. I Z. 6, soweit damit § 4 Abs. 2 lit. e

in Geltung gesetzt wird, und Z. 11 tritt mit 
1. Juli 1998 in Kraft.

(7) Art. I Z. 2, Z. 6, soweit damit § 4 Abs. 2
lit. a, b und c in Geltung gesetzt wird, Z. 7, Z. 14,
Z. 15, soweit damit § 70 Abs. 4 in Geltung ge-
setzt wird, Z. 16, Z. 17, Z. 18, soweit damit § 83
Abs. 2 lit. a, b, d und f in Geltung gesetzt wird,
und Z. 19 tritt mit 1. September 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

68. Verordnung der Landesregierung vom 26. Mai 1998 über die
Festsetzung des Pauschbetrages für den Kostenersatz an die
Gemeinden für die Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz im
Jahre 1997

Auf Grund des § 48 Abs. 2 des Staatsbür-
gerschaftsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 311, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 30/1998,
wird verordnet:

§ 1
Der Pauschbetrag für den vom Land nach

§ 48 Abs. 1 des Staatsbürgerschaftsgesetzes
1985 an die Gemeinden (Staatsbürgerschafts-
verbände) zu leistenden Ersatz der Kosten, die

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

den Gemeinden aus der Führung der Staatsbür-
gerschaftsevidenz erwachsen, wird für das Jahr
1997 mit S 380,– für jedes begonnene Hundert
der am 31. Dezember 1997 in der Staatsbürger-
schaftsevidenz verzeichneten Personen festge-
setzt.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
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69. Verordnung der Landesregierung vom 9. Juni 1998 über die Ver-
gütung der Mitglieder des Sachverständigenbeirates nach dem
Stadtkern- und Ortsbildschutzgesetz

Auf Grund des § 23 Abs. 7 des Stadtkern- und
Ortsbildschutzgesetzes, LGBl. Nr. 61/1976, in
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 7/1988 wird
verordnet:

§ 1
Höhe der Vergütung

(1) Den Mitgliedern des Sachverständigen-
beirates, die an einer Sitzung oder einem Augen-
schein teilnehmen oder einen Augenschein im
Auftrag des Sachverständigenbeirates durch-
führen, gebührt eine Vergütung für Mühewal-
tung.

(2) Die Höhe der Vergütung für die Teilnah-
me an einer Sitzung beträgt für den Vorsitzen-
den 720,– Schilling und für die übrigen Mit-
glieder 360,– Schilling. Dem auf Vorschlag der
Kammer der Architekten und Ingenieurkonsu-
lenten für Tirol und Vorarlberg bestellten Mit-
glied gebührt unabhängig von der Dauer der Sit-
zung eine Vergütung in der Höhe eines in der je-
weiligen Gebührenordnung für Architekten als
Zeitgrundgebühr festgelegten Stundensatzes
ohne Aufschläge und Nebenkosten.

(3) Die Höhe der Vergütung für die Teilnah-
me an einem Augenschein oder die Durch-

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

führung eines Augenscheines im Auftrag des
Sachverständigenbeirates beträgt 150,– Schil-
ling für jede angefangene Stunde.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten auch für Er-
satzmitglieder, die in Vertretung von Mitglie-
dern tätig werden.

§ 2
Auszahlung

(1) Der Anspruch auf Vergütung besteht bei
den ständigen Mitgliedern gegenüber dem Land
Tirol und bei den nichtständigen Mitgliedern ge-
genüber der jeweiligen Gemeinde.

(2) Die Vergütung ist spätestens bis zum Ende
jeden Jahres von Amts wegen an die betreffen-
den Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder auszu-
zahlen.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Verordnung über die Vergütung der Mit-
glieder des Sachverständigenbeirates nach dem
Stadtkern- und Ortsbildschutzgesetz, LGBl. Nr.
14/1978, in der Fassung der Verordnung LGBl.
Nr. 19/1983 außer Kraft.
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